

Grundfall 

I. Ansprüche der O gegen M

A. Anspruch gemäß §§ 280 I, 241 II BGB 

O könnte gegen M einen Anspruch auf Schadensersatz in Höhe von 1.000 € aus §§ 280 I, 241 II BGB haben.

1. Vorliegen eines Schuldverhältnisses zwischen O und M 

Zunächst müsste dazu zwischen O und M ein Schuldverhältnis bestehen. In Betracht kommt hier ein Werkvertrag gemäß § 631 BGB (vgl. § 311 I BGB). Dieser erfordert zwei übereinstimmende Willenserklärungen, Angebot und Annahme. Aus dem Sachverhalt geht hervor, dass sich O und M hinsichtlich der zu erledigenden Arbeiten einig waren. Spätestens mit Beginn der Arbeiten lag somit ein Vertrag zwischen ihnen vor. 

Hinweis: Eine genaue Prüfung von Angebot und Annahme erübrigt sich, da der Sachverhalt zu wenig Informationen enthält. In solchen Fällen genügt die Feststellung, dass sich die Vertragsparteien einig wurden. Ob es schon am Telefon zum Vertragsschluss kam oder erst später ist reine Spekulation. Im Übrigen ist für Schadensersatzansprüche aus Schutzpflichtverletzung die genaue Vertragsart (Werkvertrag, Dienstvertrag, u.U. gemischter Vertrag) für die weitere Prüfung unerheblich.

2. Verletzung einer Pflicht aus dem Schuldverhältnis 

Die zentrale Voraussetzung für einen Schadensersatzanspruch ist die Pflichtverletzung, § 280 I BGB. Sie liegt vor, wenn der Schuldner von seinem durch das Schuldverhältnis begründeten Pflichtenprogramm abweicht. Eine solche Abweichung ist stets gegeben, wenn der Schuldner seine leistungsbezogene Pflicht (§ 241 I BGB) nicht oder nicht ordnungsgemäß erbringt, oder wenn er eine Schutzpflicht gem. § 241 II BGB verletzt. Eine Schutzpflicht i.S.d. § 241 II BGB ist die Pflicht, sich bei der Abwicklung des Schuldverhältnisses so zu verhalten, dass Körper, Leben, Eigentum und sonstige Rechtsgüter des anderen Teils nicht verletzt werden. 

M müsste also eine dieser Pflichten gegenüber seiner Vertragspartnerin O verletzt haben. Die Verletzung einer leistungsbezogenen Pflicht lässt sich dem Sachverhalt nicht entnehmen. Vielmehr verletzte M mit der Zerstörung der Vase das Eigentum der O. Damit hat er eines der in § 241 II BGB benannten Rechtsgüter des anderen Teils verletzt. Somit hat M eine Schutzpflicht im Sinne des § 241 II BGB verletzt.

3. Vertretenmüssen des Schuldners

Diese Pflichtverletzung müsste der Schuldner auch zu vertreten haben. Zu vertreten hat der Schuldner grundsätzlich Vorsatz und Fahrlässigkeit, § 276 I S. 1 BGB. Aufgrund der Beweislastumkehr des § 280 I S. 2 BGB liegt es allerdings an dem Schuldner zu beweisen, dass er die Pflichtverletzung nicht zu vertreten hat. Hinweise darauf sind dem Sachverhalt nicht zu entnehmen. M hat somit die Pflichtverletzung auch zu vertreten.
Aufgrund der Beweislastumkehr ist nicht auf die im Sachverhalt angedeutete Fahrlässigkeit des M einzugehen. 
4. Auf der Pflichtverletzung beruhender (=kausaler) Schaden

Zu ersetzen ist der kausal auf der Pflichtverletzung beruhende Schaden. Die Schadensberechnung erfolgt nach der Differenzhypothese. Zu vergleichen ist danach die Vermögenslage, wie sie sich nach der Pflichtverletzung darstellt, mit der Vermögenslage, wie sie sich ohne das schädigende Ereignis darstellen würde. Ohne die Pflichtverletzung wäre die Vase nicht zerstört. Ihre Zerstörung beruht auch kausal auf der Pflichtverletzung des M.
Der Höhe des Schadensersatzes bestimmt sich nach den §§ 249 ff. BGB. Grundsätzlich ist Schadensersatz in Form von Naturalrestitution zu leisten, vgl. § 249 I BGB. Ein Wertersatz ist nur in den vom Gesetz bestimmten Fällen möglich. Da M der O Ersatz wegen Beschädigung einer Sache zu leisten hat, kommen sowohl § 249 II S. 1 BGB als auch § 251 I BGB in Betracht. § 249 II S. 1 BGB findet allerdings nur Anwendung, wenn eine Wiederherstellung noch möglich ist (h.M.). Bei der chinesischen Vase handelt es sich wohl um ein Einzelstück, so dass eine Wiederherstellung unmöglich ist. Einschlägig ist daher § 251 I BGB.

5. Ergebnis

O hat gegen M einen Anspruch auf Schadensersatz gemäß der §§ 280 I, 241 II BGB in Höhe von 1.000 €.

B. § 823 I BGB 

O könnte einen Anspruch gegen G aus § 823 I BGB in Höhe von 1.000 € haben.

Hinweis: Auch wenn schon ein Anspruch gemäß §§ 280 I, 241 II BGB besteht, sind immer auch andere infrage kommende Ansprüche zu prüfen.

1. Rechtsgutsverletzung

Dann müsste eines der in § 823 I BGB genannten Rechtsgüter der O verletzt worden sein. Mit der Zerstörung der Vase wurde ihr Eigentum verletzt.

2. Handlung

M hat die Vase umgestoßen, die Rechtsgutsverletzung wurde somit durch aktives Tun verursacht.
3. Haftungsbegründende Kausalität

Weiterhin müsste die Handlung kausal für die Rechtsgutverletzung sein. Die haftungsbegründende Kausalität bestimmt sich nach der Adäquanztheorie (h.M.).
 Kausal ist demnach jede Handlung, die nicht hinweggedacht werden kann, ohne dass der tatbestandliche Erfolg entfällt (Äquivalenztheorie, condicio sine qua non-Formel). Zudem darf der Kausalverlauf vom Standpunkt eines optimalen Beobachters aus nicht außerhalb jeder Wahrscheinlichkeit liegen (Einschränkung der Äquivalenztheorie durch die Adäquanztheorie, ähnlich wie bei der objektiven Zurechnung im Strafrecht). Die Handlung des M (Umstoßen der Vase) kann nicht hinweggedacht werden, ohne dass die Rechtsgutverletzung (Zerstörung der Vase) entfällt. Auch stand der Kausalverlauf nicht außerhalb jeder Wahrscheinlichkeit. Die Handlung des M war somit kausal für die Rechtsgutverletzung.

4. Rechtswidrigkeit

Nach der Lehre vom Erfolgsunrecht wird die Rechtswidrigkeit bei Vorliegen einer Rechtsgutverletzung indiziert. Rechtfertigungsgründe greifen nicht ein. Die Handlung des M war somit rechtswidrig.

5. Verschulden

M müsste vorsätzlich oder fahrlässig gehandelt haben. Fahrlässig handelt, wer die im Verkehr erforderliche Sorgfalt außer Acht lässt (§ 276 II BGB). Dabei handelt es sich um einen objektivierten Maßstab. Es kommt also nicht auf die konkreten Fähigkeiten des M an, sondern nur auf die Fähigkeiten eines durchschnittlichen Angehörigen des jeweiligen Verkehrskreises. Ein Handwerker hat dafür Sorge zu tragen, dass er bei Ausführung seiner Arbeiten keine Schäden anrichtet. Durch das schwungvolle Führen des Pinsels verletzte M die im Verkehr erforderliche Sorgfalt.

6. Schaden

(+), Siehe bereits die Ausführungen oben.

7. Haftungsausfüllende Kausalität

Als haftungsausfüllende Kausalität bezeichnet man die Kausalität zwischen Rechtsgutverletzung und eingetretenem Schaden. Die Rechtsgutverletzung führte unproblematisch zum Schaden.

8. Ergebnis

O hat gegen M einen Anspruch aus § 823 I BGB auf Schadensersatz in Höhe von 1.000 €.

C. Endergebnis

O hat gegen M einen Anspruch aus §§ 280 I, 241 II BGB sowie aus § 823 I BGB auf Schadensersatz in Höhe von 1.000 €.

Abwandlung 1:

II. Ansprüche der O gegen G 

Hinweis: Zunächst immer den Anspruchsnäheren prüfen, im vorliegenden Fall also den Schädiger G.

A. § 280 I, 241 II BGB

1. Schuldverhältnis

(-), Es liegt nur ein Vertrag zwischen O und M, nicht aber zwischen O und G vor.

2. Ergebnis

Anspruch aus §§ 280 I, 241 II BGB (-)

B. § 823 I BGB

(+), s. Grundfall

C. Ergebnis

O hat einen Anspruch gegen G aus § 823 I BGB auf Schadensersatz in Höhe von 1.000 €.

III. Ansprüche der O gegen M

A. § 280 I, 241 II BGB

1. Schuldverhältnis

Schuldverhältnis (+), siehe oben Ausgangsfall.

2. Pflichtverletzung

Problem: 

M selbst hat keine Pflichtverletzung begangen, sondern G. In Frage kommen könnte eine Zurechnung über § 278 BGB. Gemäß dem Wortlaut von § 278 BGB ist eigentlich nur Verschulden erfasst, die ganz herrschende Meingung nimmt aber darüber hinaus eine Zurechnung der gesamten Tätigkeit des Erfüllungsgehilfen an.

Somit kann die Pflichtverletzung des G über § 278 BGB zugerechnet werden, wenn die erforderlichen Voraussetzungen erfüllt sind.

a) Schuldverhältnis 

Eine Zurechnung über § 278 BGB setzt zunächst voraus, dass ein Schuldverhältnis (Sonderverbindung) aus einem Vertrag oder Gesetz zwischen Anspruchsteller und -gegner besteht. Zwischen M und O wurde, wie oben geprüft, ein Werkvertrag geschlossen, der eine solche Sonderverbindung ist.

b) Schädiger ist Erfüllungsgehilfe

Weiterhin müsste G Erfüllungsgehilfe des M sein. Erfüllungsgehilfe ist, wer mit Wissen und Wollen im Pflichtenkreis des Geschäftsherrn bei Erfüllung einer diesem obliegenden Verbindlichkeit tätig wird. 

M setzt G zur Erfüllung seiner Verbindlichkeit aus dem Werkvertrag gegenüber O ein. G ist somit Erfüllungsgehilfe. 

c) Bei Erfüllung der Verbindlichkeit

Die Pflichtverletzung müsste weiterhin bei Erfüllung der Verbindlichkeit begangen worden sein.

Fraglich ist, wie eine Abgrenzung zwischen einer Handlung in Erfüllung der Verbindlichkeit und einer Handlung bei Gelegenheit vorzunehmen ist.

Nach alter Ansicht fallen nur Handlungen bei Erfüllung der Verbindlichkeit unter § 278 BGB. Gefordert wurde ein spezifischer Zusammenhang der Pflichtverletzung mit der zu erbringenden Leistung. Eine Pflichtverletzungen bei Gelegenheit (Standardbeispiel: Diebstahl des Gesellen in der Wohnung der O) konnten demnach nicht über § 278 BGB zugerechnet werden. Nach neuerer Ansicht ist die Unterscheidung hinfällig. Es kommt vielmehr darauf an, ob der Schuldner selbst eine Pflichtverletzung begangen hätte, wenn er statt des Erfüllungsgehilfen gehandelt hätte bzw. ob der Gläubiger dem Erfüllungsgehilfen aufgrund seiner rechtsgeschäftlichen Beziehung zum Schuldner erhöhte Einwirkungsmöglichkeiten auf seine Rechtsgüter ermöglicht hat (Looschelders, SR AT Rn. 546). In diesen Fällen fallen auch Handlungen bei Gelegenheit unter § 278 BGB.

Vorliegend fand die Pflichtverletzung bei der Erfüllung der Verbindlichkeit statt, so dass alle Meinungen zum gleichen Ergebnis kommen und ein Streitentscheid dahinstehen kann. (Diesen  - überholten - Streit in der Klausur bitte allenfalls kurz darstellen.)
3. Vertretenmüssen

Dem M selbst ist kein Fehlverhalten vorzuwerfen. Insbesondere war G ein zuverlässiger Angestellter. In Betracht kommt jedoch eine Zurechnung fremden Verschuldens über § 278 BGB. Prüfung siehe bereits bei "Pflichtverletzung".

Dem M wird somit das Verschulden des G zugerechnet (auch hier gilt die Beweislastumkehr des § 280 I S. 2 BGB!).

4. Schaden

Schaden (+), s.o.

5. Ergebnis

O hat einen Anspruch gegen M aus §§ 280 I, 241 II BGB.

B. § 823 I BGB

1. Handlung

Es fehlt schon an einer Handlung des M. Allenfalls denkbar wäre Auswahlverschulden, aber das liegt laut Sachverhalt auf Grund der Zuverlässigkeit des G nicht vor.

Fraglich könnte jedoch sein ob dem M das Verhalten des G im Rahmenvon § 823 I BGB nach § 278 BGB zugerechnet werden kann.

Jedoch ist § 278 BGB im Deliktsrecht nicht anwendbar, denn § 278 BGB setzt ein bestehendes Schuldverhältnis bei Schadenseintritt voraus. Im Rahmen von § 823 BGB entsteht das Schuldverhältnis aber erst mit Schadenseintritt. 

(Besteht allerdings erst einmal ein Schuldverhältnis aus § 823 BGB, dann können Verletzungen dieses Schuldverhältnisses zu Ansprüchen aus §§ 280 ff. BGB führen, auf die dann wiederum § 278 BGB anwendbar ist. Beispiel: Mechaniker X verursacht Autounfall und beschädigt Auto des Y. X übernimmt Reparatur des Autos (§ 249 I S. 1 BGB) und setzt dazu einen Angestellten ein, der einen im Kofferraum liegenden Laptop des Y fahrlässig zerstört. Dann besteht ein Anspruch Y gegen X aus §§ 280 I, 241 II BGB auf Ersatz des Laptops. Das notwendige Schuldverhältnis liegt hier im vorherigen Anspruch aus § 823 I BGB (Autounfall), so dass nun das Fehlverhalten des Angestellten über § 278 BGB zugerechnet werden kann.)

WICHTIG: § 831 BGB ist eine eigene Anspruchsgrundlage, § 278 BGB eine Zurechnungsnorm. Daher nie einen Anspruch AUS § 278 BGB prüfen bzw. ein Verhalten über § 831 BGB zurechnen.

2. Ergebnis

O hat gegen M keinen Anspruch aus § 823 I BGB.

C. § 831 I BGB

O hat einen Anspruch gegen M auf Zahlung des Schadens gemäß § 831 I 1 BGB, wenn G Verrichtungsgehilfe des M ist, G der O widerrechtlich einen Schaden zugeführt hat und M den G nicht ordnungsgemäß ausgesucht und überwacht hat.

1. Verrichtungsgehilfe

G müsste zunächst einmal Verrichtungsgehilfe des M sein. Verrichtungsgehilfe ist, wer eine Tätigkeit weisungsgebunden ausüben muss, wobei der Geschäftsherr ständig über Art, Inhalt und Umfang der Tätigkeiten zu bestimmen hat. G ist Arbeitnehmer des M. Bei einem Arbeitsverhältnis verpflichtet sich der Arbeitnehmer, eine fremdbestimmte, unselbstständige Tätigkeit auszuüben. Der Arbeitgeber hat dabei das Recht, Art, Inhalt und Umfang der Tätigkeit im Rahmen des Arbeitsvertrages einseitig zu bestimmen. Folglich ist ein Arbeitnehmer und damit auch G an die Weisungen seines Arbeitgebers gebunden. Daher ist G ein Verrichtungsgehilfe des M.

2. Widerrechtliche Schädigung eines Dritten

Liegt vor, wenn der Verrichtungsgehilfe einen Tatbestand der §§ 823 ff. BGB in eigener Person verwirklicht.  Hier (+), siehe oben

Hinweis: An dieser Stelle offenbart sich der Sinn der Prüfungsreihenfolge. Prüft man M zuerst, dann führt dies zu einer komplizierten Inzidentprüfung. Fragt der Bearbeitungshinweis freilich nur nach M, so lässt sich diese nicht umgehen. In einem solchen Fall müsste also unter diesem Prüfungspunkt der komplette § 823 I BGB gegen G geprüft werden.

3. Handeln in Ausführung der Verrichtung

Es müsste auch in Ausführung der Verrichtung gehandelt worden sein. Hier (+), s.o. Im Rahmen des § 831 BGB besteht allerdings im Unterschied zu § 278 BGB Einigkeit, dass Handlungen bei Gelegenheit nicht erfasst sind.

4. Exkulpation gemäß § 831 I S. 2

Im Rahmen von § 831 wird Verschulden grundsätzlich vermutet, aber Geschäftsherr kann nachweisen, dass er bei Auswahl, Überwachung etc. sorgfältig gehandelt hat. Laut Sachverhalt (+), daher Exkulpation möglich.
Hinweis: Ob eine Exkulpation in Frage kommt, wird in der Regel deutlich im Sachverhalt stehen.

5. Ergebnis

O hat keinen Anspruch gegen M aus § 831 I S. 1 BGB.

D. Ergebnis

O hat einen Anspruch gegen M aus §§ 280 I, 241 II BGB.

IV. Endergebnis

O hat einen Anspruch gegen M aus §§ 280 I, 241 II BGB sowie gegen G aus § 823 I BGB.

Abwandlung 2:
V. Ansprüche der O gegen H

A. § 823 I BGB (+), s.o.

B. Ergebnis

O hat einen Anspruch gegen H aus § 823 I BGB auf Schadensersatz in Höhe von 1.000 €.

VI. Ansprüche der O gegen M

A. § 280 I BGB

O könnte einen Anspruch gegen M auf Schadensersatz aus § 280 I BGB haben.

1. Schuldverhältnis

Problem: Werkvertrag (-), da zuerst ein Kostenvoranschlag eingeholt werden soll. 

Daher eigentlich Schuldverhältnis (-).

In dieser Konstellation hätte O aufgrund der Möglichkeit der Exkulpation in § 831 I S. 2 BGB u.U. keine Ansprüche gegen M (sogenannte „Schwäche des deutschen Deliktsrechts“). In der Praxis ist dies regelmäßig der Fall. Folge: Nur Ansprüche gegen den wahrscheinlich wenig solventen Angestellten und keine Ansprüche gegen den in der Regel solventen Geschäftsherrn. 

Lösung: Rechtsinstitut der culpa in contrahendo (c.i.c.), seit der Schuldrechtsreform geregelt in § 311 II BGB = Schuldverhältnis, welches schon vor Vertragsschluss unter den dort normierten Voraussetzungen entstehen kann.

· § 311 II Nr. 1 BGB? Vertragsverhandlungen im engeren Sinne lassen sich dem Sachverhalt nicht entnehmen.

· Aber § 311 II Nr. 2 BGB: Einholung eines Kostenvoranschlags ist Anbahnung eines Vertrages. Zudem gewährt O als Geschädigte dem H als Erfüllungsgehilfen des M durch das Einlassen in ihre Wohnung erhöhte Einwirkungsmöglichkeiten auf ihre Rechtsgüter. Nr. 2 (+)

Daher Schuldverhältnis (+)

2. Pflichtverletzung

Im Rahmen der c.i.c. kommt nur eine Verletzung der Pflichten aus § 241 II BGB in Betracht, vgl. § 311 II BGB. 

(+), siehe oben Abwandlung 1 (§ 278 BGB)

3. Vertretenmüssen

(+), siehe oben Abwandlung 1 (§ 278 BGB)

4. Kausaler Schaden

(+), s.o.

5. Ergebnis

O hat einen Anspruch gegen M aus § 280 I, 311 II Nr. 2, 241 II BGB

B. § 823 I BGB (Auswahlverschulden)

(-), s.o.

C. § 831 I S. 1 BGB

1. Verrichtungsgehilfe

(+), s.o.

2. Widerrechtliche Schädigung

(+), s.o.

3. Handlung in Ausführung der Verrichtung

(+), s.o.

4. Exkulpation

Das Verschulden wird vermutet. Im Unterschied zu Abwandlung 1 findet sich diesmal jedoch kein Hinweis auf die Zuverlässigkeit des H. Eine Exkulpation ist dem M somit nicht möglich.
VII. Endergebnis

O hat einen Anspruch gegen M aus §§ 280 I, 311 II Nr. 2, 241 II BGB und aus § 831 I S. 1 BGB sowie gegen H aus § 823 I BGB.

Abwandlung 3:

Lösung wie Grundfall und Abwandlung 2 (nur der Vollständigkeit halber; weitere Probleme ergeben sich nicht)

A. §§ 280 I, 311 II Nr. 2, 241 II BGB (+)

B. § 823 I BGB (+)

Abwandlung 4:

VIII. Ansprüche des G gegen H

A. § 426 I 1 BGB

G könnte von H einen Anspruch auf Gesamtschuldausgleich gegen G aus § 426 I 1 BGB in Höhe von 500 € (Hälfte der Vase) haben. Dazu müsste zwischen G und H eine Gesamtschuld vorliegen.

1. Vorliegen einer Gesamtschuld

Ob eine Gesamtschuld vorliegt, richtet sich beim Fehlen einer gesetzlichen Anordnung oder einer vertraglichen Vereinbarung nach § 421 S. 1 BGB.

Hinweis: Eine Gesamtschuld kann aus mehreren Gründen entstehen. Sie wird zum Teil gesetzlich angeordnet. Einige Beispiele sind § 613a II BGB (Betriebsübergang), § 769 BGB (Mitbürgen), § 840 I BGB (Deliktsschuldner), § 2058 BGB (Miterben), § 128 HGB (Gesellschafterhaftung), § 78 VVG (Mehrfachversicherung). Die Gesamtschuld kann aber auch vertraglich vereinbart werden, z.B. durch den (gesetzlich nicht ausdrücklich geregelten) Schuldbeitritt. Eine Auslegungsregel enthält § 427 BGB.

Hier ergibt sich die Gesamtschuld von G und H aus § 840 I BGB.

Hinweis: Die Voraussetzungen des § 421 BGB sind hier nicht mehr zu prüfen, der Vollständigkeit aber kurz dargestellt:

a) Schuldnermehrheit (+)

G und H schulden der O jeweils Schadensersatz in Höhe von 1.000 € aus § 823 I BGB, (s.o.).

b) Gleiches Leistungsinteresse

Weiter müsste bei beiden Ansprüchen ein gleiches Leistungsinteresse vorliegen. Nach dem Wortlaut des § 421 BGB („eine Leistung“) müssten die Inhalte der Leistungspflichten von G und H identisch sein.  Dieses Erfordernis ist allerdings von der Rechtsprechung aufgelockert worden. Verlangt wird nicht mehr die Identität der Leistungen, sondern die Identität des Leistungsinteresses. Dies bedeutet, dass weder eine völlige Identität der Leistungen, noch ein identischer Rechtsgrund erforderlich ist. Bei G und H liegt sogar eine Identität der Leistungspflichten der beiden vor.

c) Haftung auf das Ganze

G und H müssten beide auch auf das Ganze haften. So wird die Gesamtschuld zur Teilschuld und zur gemeinschaftlichen Schuld abgegrenzt. G und H haften hier jeweils auf vollen Schadensersatz gemäß § 823 I BGB.

d) Einmalige Forderungsberechtigung des Gläubigers

O müsste die Leistung auch insgesamt nur einmal fordern dürfen. Erhält O von G oder von H 1.000 € Schadensersatz, ist ihr Leistungsinteresse befriedigt. Damit erlischt ihre Forderung.

e) Gleichstufigkeit

In der Rechtsprechung und der Literatur wird als weitere Voraussetzung der Gesamtschuld eine Gleichstufigkeit der Verpflichtungen genannt. Diese liegt vor, wenn es aus Sicht des Gläubigers nicht nur einen einzigen Primärleistungspflichtigen gibt. Umgekehrt liegt keine Gesamtschuld vor, wenn einer der Schuldner nur subsidiär haftet (z.B. der Bürge). G und H haften gleichstufig.

f) Zwischenergebnis

Damit liegen die Voraussetzungen einer Gesamtschuld vor.

2. Rechtsfolge

Nach § 426 I BGB sind die Gesamtschuldner im Verhältnis zueinander zu gleichen Teilen verpflichtet, soweit nicht ein anderes bestimmt ist. Ein anderer Maßstab kann sich auch aus unterschiedlichen Verschuldensgraden ergeben, wofür es allerdings keine Anhaltspunkte gibt. Im Innenverhältnis hat jeder der beiden 500 € zu tragen. G hat schon an O die vollen 1.000 € geleistet, deshalb kann er von H 500 € Ausgleich aus § 426 I BGB verlangen.

Hinweis: Mit der Befriedigung des Gläubigers (O) durch einen Schuldner (G) geht die Forderung des Gläubigers gegen die übrigen Schuldner gemäß § 426 II 1 BGB auf den Schuldner über.

B. Weitere Ansprüche

Zu denken ist immer auch an weitere Ansprüche, hier z.B. §§ 683, 670 BGB und § 812 I 1 2. Alt. BGB. Diese werden nach h.M. jedoch von der Gesamtschuld verdrängt.

C. Ergebnis

G kann von H Gesamtschuldnerinnenausgleich (nicht zu verwechseln mit dem GesamtschuldnerInnenausgleich !) in Höhe von 500 € aus § 426 I BGB verlangen.

Exkurs: Auch in Abwandlung 1 und Abwandlung 3 haften mehrere gemeinsam, nämlich der M und der Geselle G bzw. H. Auch hier liegt eine Gesamtschuld zwischen dem Arbeitgeber M und dem Gesellen als Arbeitnehmer vor, §§ 421 S. 1, 840 BGB. Im Außenverhältnis kann die O sich also aussuchen, an wen sie sich wendet (sog. „Paschastellung” des Gläubigers der Gesamtschuld. In der Praxis wird sie sich an den zahlungskräftigeren Arbeitgeber wenden. Der könnte dann nach § 426 I BGB einen Innenausgleich verlangen. Dieser richtet sich nach gleichen Anteilen, soweit nicht ein anderes bestimmt ist. Hier könnte man annehmen, dass der Geselle im Innenverhältnis seinem Arbeitgeber den Schaden voll ersetzen muss, da er allein für die Verursachung verantwortlich ist. Dafür spricht auch § 840 II BGB. Hier greift allerdings eine Besonderheit des Arbeitsrechts ein. Die von der Rechtsprechung entwickelten Grundsätze des innerbetrieblichen Schadensausgleichs begrenzen die Haftung des Arbeitnehmers im Verhältnis zum Arbeitgeber gemäß § 254 BGB analog.  Je nach Verschuldensgrad wird die Haftung des Arbeitnehmers ganz ausgeschlossen oder abgemildert: bei leichter Fahrlässigkeit ( Dann gilt der Grundsatz:„Das kann jedem passieren”) haftet der Arbeitnehmer im Verhältnis zum Arbeitgeber gar nicht, bei mittlerer Fahrlässigkeit wird die Haftung quotal nach weiteren Faktoren aufgeteilt, bei grober Fahrlässigkeit („Das darf nicht passieren“) und bei Vorsatz haftet der Arbeitnehmer in der Regel voll. Der Grund dafür ist, dass der Arbeitgeber keinen Vorteil aus der Arbeitsteilung ziehen soll. Er erhält den Gewinn, den die Arbeitnehmer erwirtschaften, also soll er auch die Lasten tragen. Hier liegt leichte Fahrlässigkeit vor, deshalb haften die Gesellen gegenüber dem M gar nicht. Wendet sich die O direkt an einen der Gesellen, hätte dieser einen Freistellungsanspruch gegenüber seinem Arbeitgeber M. Ist M insolvent, muss der Geselle der O den Schaden aber ersetzen.
� vgl. aber auch Looschelders, Schuldrecht AT, Rn. 901 ff.
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